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APPELL
Gesundheitswesen für den Frieden

Kein NOIstandsgesett
Keine Vorbereitung des

Gesundheitswesens aul den
Knegsfall

Wir arbeiten In einem Beruf. Die RegistrierungspflIcht aller
des Gesundheitswesens, in el- im Gesundheitswesen und den
nem sozialen Beruf oder wer- angrenzenden sozialen Berufen
den demnächst dort tätig sein. Tätigen schon in Friedenszeiten.
In unserem Beruf tragen wir ei- Erfaßt und überwacht werden
ne besondere Verantwortung mehrere Millionen Menschen:
für den Schutz von Leben und Arzte, Zahnärzte, Tierärzte, Apo-
Gesundheit der Menschen. theker, Krankenschwestern,
Deshalb können und wollen ·pfleger und Krankengymnasten,
wir nicht schwelgen, wenn g8- technische Assistenten und La-
genwärtlg umfassende Maß.. boranten ; alle Beschäftigten in
nahmen getroffen werden zur Krankenhäusern, Pflegeeinrich-
Vorbereitung des Gesund- tungen, Sanatorien, Arztpraxen,
heltswesens auf den Kriegs- Untersuchungseinrichtungen
fall. und Sanitätsorganisationen

einschI. all derer, die diese Beru-
. fe früher ausübten; das gesamte

Schon 1980 legte die Bundeste- technische und Verwaltungsper-
glerung den Entwurf eines Not- sonal. Schwesternhelferinnen
standsçesetzes für.d~s Gesund- und Pflegediensthelfer sollen als
heitswesens vor, ein Gesetz zur 'Personalreserve' dienen. Betrof-
AnpassungdesGesundheitswe- fen sind auch Zivildienstleistende
sens an besondere Anforderun- und alle Beschäftigten sozialer
gen eines ~ert~ldlgungsfalies - Dienste. Per Rechtsverordnung
Gesundheltsslcherstellungsge- kann der Kreis der Berufe belie-
setz'. Dies ist ein Notstandsge- big erweitert werden.
setz für den Kriegsfall, das den
Rahmen bilden soll für entspre- • Die Zwangsausbildul'!9 und

-chende Maßnahmen auf Länder- Zwangsfortbildung in Kriegsme-
ebene. In allen Bereichen des dizin sowie die· Durçj'lführung
Gesundheitswesens werden entsprechender Ubungen;
Vorbereitungen dafür getroffen. Hauptbestandteil dieser Maß-
Der erste Entwurf dieses Not- nahmen soll das 'Sichtungsver-
standsgesetzes macht das ge- fahren' sein, das bei großen Mas-
samte Ausmaß der geplanten sen von Verletzten eine Auswahl
Maßnahmen deutlich. der zu behandelnden Personen·
Er sieht vor: vorsieht. Für den Kriegsfall be-
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setzesplanung ist es, schon in
Friedenszeiten über einen for-
cierten Ausbau des zivilen Kata-
strophenschutzes den Übe~gang

• Die Aufstellung von Einsatz· von 'Friedensaufgaben' zum Ein-
plänen tür den Kriegsfall durch satz im Krieg 'möglichst gering'
Behörden, Kassenärztüche Ver- zu halten.
einigungen, Ärztekammern und Im übrigen gibt es bereits gegen-
andere Berufsvertretungen so- wärtig umfangreiche Vorberei-
wie Krankenhausleitungen. tungen des Gesundheitswesens

auf den Kriegsfall:
• Die enge Zusammenarbeit
zwischen zivilem Gesundheits-
wesen und dem, Militär in allen • Sanitätsorganisationen bilde-
~erelchen: b~1 Planungen, ten mit finanzieller Unterstützung
Ubungen - und Im Ernstfall. des Verteidigungs- und Innenmi-

nisteriums bis heute weit mehr
• Die DIenstverpflIchtung aller als 200000 Frauen zu Schwa-
erlaßten Berufsgruppen für den sternhelferinnen aus.
Ernstfall.

, " ". Ranghöchste Sanitätsoffizie-
• Die Einrichtung von Hllfs- re der Bundeswehr fordern im
krankenhäusern' und den Auf- Rahmen des geplanten Not-
ba,u von~atenaldepots; Im standsgesetzes die Verpflich-
Knegsfall k,onnen S.chule~ und tung der Frauen für das Sanitäts-
Hotels zu Bettenhausern um- und Gesundheitswesen schon in
funktioniert werden. Alle vorbe- Friedenszeiten.
reitenden Maßnahmen sollen
aus ~ffentlichen Mitteln des Bun- • Ärztekammern führen regel-
des fmanziert werden. mäßig Fortbildungsveranstaltun-

, gen in 'Katastrophenmedizin' un-
An der angestrebten. Vorberel- ter Beteiligung und Anleitung von
tung des Gesundheitswesens Stabsärzten der Bundeswehr
auf den Knegsfall ~ndert ~Ich durch. Gelehrt und geübt wird in
auch nichts durch die Absicnt, erster Linie die 'Triage'; ein Ver-
das.Gese~ umzubenennen - et- fahren zur Auswahl der zu Be-
wa In em Gesetz z~r Verbesse- handelnden bei 'Massenanfällen'
rung der, Orgam~a.tIondes ~e- von Verletzten.
sundheitücnen ZIvilschutzes - , ,
und Teile seiner bisherigen lnhal- • A~sbegl~lt~nder gesetzlicher
te der Ländergesetzgebung zu S.c~r!tts~1Idie Katastrophe,~m~-
überlassen. Aufgrund des wach- dizfn Pfllc~tbestandtell der ~rztll-
senden Widerstandes gegen die- c~en Ausbildung werde':l'.Mlt der
se Gesetzesvorhàben sollen EI!:lnchtu~gvon Universüätslanr-
nämlich die bestehenden Geset- stuhlen Wirdbegonnen.
ze der Länder über den zivilen • Mit Rheinland-Pfalz hat das
Katastrophenschutz so erweitert erste Bundesland ein zivûes Ka-
werden, daß sie auch für den tastrophenschutzgesetz dieser
Kriegsfall angewendet werden Notstandsp,lanung anqepaêt.
können. Erklärtes Ziel dieser Ge- Zwangsreglstnerung, -tortbü-

deutet dies immer die Gefahr ei-
ner Auswahl unter dem Gesichts-
punkt der Kriegstauglichkeit.
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dung und -übungen für alle. im und anderen Massenvernich-
Ges~eits~esen Tätigen sTnd tunçsrnltte:n geführt wird. Schon
daml~schon Jetztgesetzlich vor- das bestehende Atomwatïenpo-
gescl.neben. tential in Ost und West hat ein un-
• Das Ministerium für Arbeit vorstellbares Ausmaß angenom-
Gesundheit und Soziales des men. Gegenwärtig steigt die Ge-
Landes Nordrhein-Westfalen hat fa.hr~Ines atomaren Krieges zu-
e:~ner:''Einsatz- und Alarmplan' sa~hch sorunqnatt an. Ursache
fur die Krankenhäuser des Lan- dafur ISt die geplante Stationie-
des erarbeitet. Entsprechende rung neuer Mittelst~~ckenrake-
Maßnahmen bis hin zur Einrich- ten und Marschflugkorper In der
tung von Dekontaminations- und B':lndesrepublik . und anderen
Patientensortierungsräumen Landern sO~le die Entscheidung
sind vorgesehen. Jedes Kran- zur Pro~ukt.lon der Neutronen-
kenhaus muß einen Arzt als ver- waffe. MI,tdiesen Waffen bisher
antwortlichen 'Katastrophen- nicht gekannter Treffsicherheit
schutzbeauftragten' benennen. soll ein auf Europa 'begrenzter'

Atomkneg vorstellbar werden.
• Schon jetzt wurden über 200
Hilfskrankenhäu~er mit mehr als Erst in. diesem Zusammenhang
80000 Betten fur den Ernstfall wird die volle Tragweite eines
einqerichtet. Notstandsgesetzes für das Ge-

sundheitswesen und aller übri-
• In einzelnen Städten und gen Maßnahmen deutlich. Hier-
Krankenhäusern werden Ein- durch soll der Eindruck erweckt
satzpläne für den Ernstfall er- werden, als sei medizinische Hil-
stellt; häufig sind Bundeswehr- f~ in einem solchen Krieg mög-
angehörige maßgeblich an zivi- h?h. D.~esstellt Jedoch eine mas-
len Katastrophenschutzübungen sive Tauschung der Bevölkerung
beteiligt. un~ . eine Selbsttäuschung der

pofltisch Verantwortlichen dar.

Katastrophenschutz und medizi-
nische Vorsorge für zivile Kata-
strophen sind zweifellos notwen-
dig. Hierfür bestehen bereits aus-
reichende gesetzliche Regelun-
gen. Es muß jedoch unter allen
Umständen verhindert werden, In einem Atomkrieg wird es
daß die gesamte zivile Katastro- keine medizinische Hilfe ge-
phenmedizin zu militärischen ben. Millionen Menschen wer-
Zwecken mißbraucht wird. den an den unmittelbaren und

langfristigen Folgen atomarer
Eineverhängnisvolle psychologi- Explosionen qualvoll zugrun-
sehe Einstimmung auf den Krieg degehen.
muß verhindert werden. .. Die einzige Hilfe ist daher die
Alles spricht dafür, daß ein zu- Verhinderung eines solchen
künftiger Krieg mit Atomwaffen Krieges!
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Deshalb sagen immer mehr Deshalb drängen immer mehr
Menschen - auch in anderen Menschen auf Politik der Abrü-
gesellschaftlichen Bereichen stung und Entspannung und
- 'Nein' zu allen Planungen engagieren sich in der Frie-
und Vorkehrungen für den densbewegung.
Kriegsfall. .

Mn unserer Unterschrift erklären wir:
• Wir sind nicht bereit, durch • Wir fordern Behörden, Ärz-
unsere Mitarbeit einen Krieg tekammern und andere Be-
denkbar, führbar oder gewinn- rufsvertretungen, Hilfsorgani-
bar erscheinen zu lassen. sationen und alle übrigen Inst!-
• Wir sind nicht bereit, uns in tutione!:' auf, die Pla'1\..mgund
Kriegsmedizin aus- und fort- Durchfuhrung von Ubungen
bilden zu lassen oder diese zu und Maßn~hmen ei.nzustelfen,
lehren. Wir werden uns nicht die auf emen Krieg vorbe-
an entsprech~!'Iden Vorberei- reiten.
tungen und Ubungen betei-. Insbesondere fordern wir
ligen. die Bundesregierung auf, die
• Wir tordern die Bundesre- Zustlmmu~g zur Statlonielilng
gierung auf, jegliche Planung von Pershmp II-Rak~ten und
für ein Notstandsgesetz im Ge- Marschflugk.~rpern In Mittel-
sundheitswesen und beglei- europa zuruckzu~lehen ..und
tende gesetzliche Maßnahmen damit den Wegzu offnen fur E!!-

be nen umfassenden Abru-
aufzuge n. .. stungsprozeß in Ost und West
• Wir fordern die Landerre- mit dem Ziel eines atomwaf-
glerungen auf, jegliche Aus- fenfreien Europas.
weitung der zivilen Katastro-
phenschutzgesetze für den
Kriegsfall zu unterlassen.

Unterschrtft
an "InItIatorenkreis Gesundheitswesen für den Frieden"

c/o Dr. Mlddelhauve. Luetkensallee 41, 2 Hamburg 70

FOr dl. Welt_ltsreltull9 dlesn Appells
und d•••• r Informationen benötigen wir
dringend Ihre Spend••
Inltlatore'lkrels Gnundheltswesen für
den Frlec1en,Deadner Bank, Hamburg,
Konta-Nt. 434010301, BLZ 20080000
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